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Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung, Inbetriebnahme, Verlegung, Erweiterung 
und Finanzierung der Stillegung von Mühlen 
(Mühlengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Grundsätze 

(1) Die Errichtung einer Mühle, die Auf- 
nahme, Wiederaufnahme und Verlegung des 
Betriebes einer Mühle sowie die Erweiterung 
ihrer Tagesleistung (§ 2 Abs. 2 Satz 2) sind 
nach Maßgabe dieses Gesetzes genehmigungs- 
pflichtig. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. die Errichtung einer Mühle, die Aufnahme, 
Wiederaufnahme und Verlegung des Be- 
triebes einer Mühle, wenn ihre Tageslei- 
stung eine Tonne nicht übersteigt; 

2. die Erweiterung der Tagesleistung des Be- 
triebes einer Mühle auf eine Tagesleistung 
bis zu einer Tonne; 

3. die Wiederaufnahme des Betriebes einer 
Mühle, wenn der Betrieb 

a) bis zu drei Monaten die in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnisse nicht herge- 
stellt (geruht) hat, 

b) über drei Monate geruht hat und dies 
regelmäßig in jedem Jahr geschieht. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Mühlen im Sinne dieses Gesetzes sind 
gewerbliche Betriebe, in denen aus Roggen, 
Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), Emer oder 


Einkorn Mehl, Backschrot, Grieß oder Dunst 
für die menschliche Ernährung hergestellt 
wird. 

(2) Eine Erweiterung der Tagesleistung ist 
jede Änderung in den Vorrichtungen, die un- 
mittelbar der Herstellung der im Absatz 1 
genannten Erzeugnisse dienen, wenn die 
Änderung geeignet ist, die erreichbare 
Höchstleistung zu erhöhen. Die Höchstlei- 
stung wird an der Getreidemenge gemessen, 
die während einer ununterbrochenen Be- 
triebsdauer von 24 Stunden verarbeitet wer- 
den kann (Tagesleistung). 


§ 3 


Genehmigungen 

(1) Die Errichtung einer Mühle, die Auf- 
nahme, Wiederaufnahme und Verlegung des 
Betriebes einer Mühle sowie die Erweiterung 
ihrer Tagesleistung sind zu genehmigen, 
wenn der Antragsteller vor dem 1. April 
1957 zum Zwecke einer nach Maßgabe dieses 
Gesetzes genehmigungspflichtigen Handlung 
bauliche oder technische Maßnahmen begon- 
nen oder vertragliche Verpflichtungen zum 
Bezug von Baubestandteilen oder Vorrich- 
tungen, die der Herstellung der in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnisse dienen können, über- 
nommen hat. Der Antrag auf Genehmigung 
kann nur binnen zwei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt werden. 


(2) Die Wiederaufnahme des Betriebes 
einer Mühle ist ferner zu genehmigen, 
wenn er 
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1. nicht länger als ein Jahr geruht hat und 
die Mühlenanlage in betriebsfähigem Zu- 
stand erhalten geblieben ist, 

2. wegen baulicher oder maschineller Ver- 
änderungen nicht länger als ein Jahr ge- 
ruht hat, 

3. infolge eines durch höhere Gewalt ver- 
ursachten Schadens nicht länger als zwei 
Jahre geruht hat. 

(3) Im übrigen sind die Errichtung einer 
Mühle, die Aufnahme, Wiederaufnahme und 
Verlegung des Betriebes einer Mühle sowie 
die Erweiterung seiner Tagesleistung nur zu 
genehmigen, wenn und insoweit die Versor- 
gung der Bevölkerung mit den in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnissen ohne die Genehmi- 
gung im voraussichtlichen Absatzgebiet der 
Mühle gefährdet sein würde. 

(4) Die Vorschrift des § 69 des Bundes ver- 
triebenengesetz es vom 19. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201) findet entsprechende 
Anwendung. 


§ 4 

Zuständigkeit 

Über den Antrag auf Genehmigung ent- 
scheidet der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden für 
Ernährung und Landwirtschaft. 


§ 5 


Befristung der Genehmigung 


Bei Erteilung einer Genehmigung ist eine 
angemessene Frist für die Ausführung der 
genehmigten Maßnahme festzusetzen. Wird 
diese während der Frist nicht ausgeführt, so 
erlischt die Genehmigung. Fristverlängerung 
kann bewilligt werden, wenn der Inhaber 
der Genehmigung durch außergewöhnliche 
Gründe gehindert war, die Frist einzuhalten. 


§ 6 


Sicherung der gesetzlichen Bestimmungen 


Wird ohne eine nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes erforderliche Genehmigung eine Mühle 
errichtet oder der Betrieb einer Mühle auf- 
genommen, wiederaufgenommen, verlegt 
oder seine Tagesleistung erweitert, so hat die 
nach Landesrecht zuständige Behörde die 
Stillegung oder die Beseitigung der nicht ge- 


nehmigten Vorrichtungen anzuordnen und 
die Durchführung der Anordnung zu über- 
wachen. 


§ 7 

Stillegung und Abgabe 

(1) Die freiwillige Stillegung von Mühlen 
kann durch öffentliche Mittel gefördert wer- 
den, soweit die Stillegung insgesamt nicht 
mehr als zehntausend Tonnen Tagesleistung 
betrifft. Voraussetzung für die Verwendung 
öffentlicher Mittel ist, daß im Einzelfall 

1. die Stillegung die Versorgung der Bevölke- 
rung mit den in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnissen im bisherigen Absatzgebiet der 
Mühle nicht gefährdet, 

2. die Tagesleistung der Mühle eine Tonne 
übersteigt, 

3. die Mühle bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in Betrieb ist oder die Bedingungen des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a oder b oder 
des § 3 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 3 erfüllt sind, 

4. die Absicht der Stillegung bis zum 31. De- 
zember 1957 der vom Bundesminister be- 
stimmten Stelle gemeldet wird und die 
Herstellung der in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnisse bis zum 30. Juni 1958 einge- 
stellt ist, 

5. die in § 2 Abs. 1 genannten Erzeugnisse in 
der - Mühle nicht mehr hergestellt werden 
können und die Stillegung für 30 Jahre 
durch Grundbucheintragung sichergestellt 
ist, 

6. für die Stillegung die Zahlung eines Pau- 
schalbetrages vereinbart ist, der auf Grund 
der Tagesleistung und des bisherigen Aus- 
nutzungsgrades der Mühle errechnet ist. 

Ist der Inhaber der Mühle auf Grund ge- 
setzlicher Bestimmungen, eines Tarifver- 
trages, einer vor dem 1. Januar 1957 ab- 
geschlossenen Betriebsvereinbarung, einer 
vor diesem Zeitpunkt gegebenen arbeits- 
vertraglichen Zusage oder kraft betrieb- 
licher Übung verpflichtet, bei Stillegung 
des Betriebes Abfindungen an Arbeitneh- 
mer zu zahlen oder Versorgungsansprüche 
zu erfüllen, so können die hierfür aufzu- 
wendenden oder zurückzustellenden Be- 
träge zusätzlich neben dem vereinbarten 
Pauschalbetrag ganz oder teilweise ver- 
gütet werden. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
der Finanzen und für Wirtschaft mit Zu- 
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Stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung zu bestimmen, wie die Tageslei- 
stung von Mühlen festzustellen ist, von wel- 
chem Grundbetrag je Tonne bei der Errech- 
nung des Pauschalbetrages (Absatz 1 Nr. 6) 
auszugehen ist, inwieweit außer der Tages- 
leistung der bisherige Ausnutzungsgrad zu 
berücksichtigen ist und welcher Zeitraum für 
die Ermittlung des bisherigen Ausnutzungs- 
grades zugrunde zu legen ist. Der Grundbe- 
trag ist dem durchschnittlichen betriebswirt- 
schaftlichen Wert von Vorrichtungen, die un- 
mittelbar für die Herstellung der in § 2 
Abs. 1 genannten Erzeugnisse bestimmt sind, 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verord- 
nung anzupassen. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
der Finanzen und für Wirtschaft mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtisverord- 
nung anzuordnen, daß zum Zwecke der 
Rückzahlung und Verzinsung der für die 
Stillegung aufgewendeten Mittel einschließ- 
lich der Verwaltungskosten eine Abgabe von 
den Mühlen mit Ausnahme der Mühlen mit 
einer Tagesleistung bis zu einer Tonne er- 
hoben wird. 

(4) Die Abgabe darf auf höchstens zwei 
Deutsche Mark je Tonne Getreide, das für 
die Herstellung der in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnisse verwendet worden ist, festge- 
setzt und frühestens ab 1. Januar 1960 erho- 
ben werden. 

(5) Wird die Abgabe nicht rechtzeitig ge- 
zahlt, so sind vom Fälligkeitstage ab Säum- 
niszuschläge nach Maßgabe der Vorschriften 
des Steuersäumnisgesetzes vom 24. Februar 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1271) in der jeweils 
gültigen Fassung zu zahlen. 

(6) Uber die Verwendung von Überschüs- 
sen aus der Abgabe entscheidet der Bundes- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen. 

§ 8 

Meldepflicht 

(1) Der unmittelbare Besitzer einer zur 
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes be- 
stehenden Mühle ist verpflichtet, die in dem 
Betrieb am Tage des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes vorhandenen Vorrichtungen, die der 
Herstellung der in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnisse dienen können, und die Tageslei- 
stung zu melden. 


(2) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Form der Meldung, die Melde- 
frist und die Stelle, an die die Meldung zu 
erstatten ist. 

(3) Der Besitzer einer Mühle ist verpflich- 
tet, Prüfungen des Betriebes durch den Bun- 
desminister oder seine Beauftragten darauf- 
hin zu dulden, ob die nach Absatz 1 erstat- 
teten Meldungen richtig und ob Änderungen 
im Sinne des § 2 Abs. 2 ohne die erforder- 
liche Genehmigung vorgenommen worden 
sind. Er ist insbesondere verpflichtet, den 
Prüfern die Anlagen zugänglich zu machen, 
die für die Prüfung benötigten Arbeitskräfte 
und Hilfsmittel bereitzustellen sowie die Un- 
terlagen vorzulegen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind. Das Grundrecht 
des Artikels 13 des Grundgesetzes wird in- 
soweit eingeschränkt. 

§9 

Gebühren 

Zur Deckung der Verwaltungskosten, die 
durch die Bearbeitung von Anträgen nach 
§ 1 Abs. 1 dieses Gesetzes entstehen, werden 
von den Antragstellern Gebühren nach Maß- 
gabe einer Gebührenordnung erhoben, die 
der Biundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung erläßt. In dieser Gebührenord- 
nung sollen Vorschriften über den Erlaß oder 
die Ermäßigung der Gebühr für Antragstel- 
ler, die Vertriebene oder Sowjetzonenflücht- 
linge im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundesver- 
triebenengesetzes sind, getroffen werden. 

§ 10 

Durchführung des Gesetzes 

(1) Der Bundesminister kann die Durch- 
führung dieses Gesetzes dem Vorstand der 
Mühlenstelle übertragen. In diesem Falle ist 
er Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten; er 
nimmt auch die Befugnisse der obersten Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 66 Abs. 2 
dieses Gesetzes wahr. 

(2) § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 sowie § 6 des 
Getreidegesetzes in der Fassung vom 24. No- 
vember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900) fin- 
den im Rahmen dieses Gesetzes keine An- 
wendung. 
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§ 11 

Verschwiegenheitspflicht 

Die mit der Durchführung dieses Gesetzes 
Beauftragten sind, vorbehaltlich der dienst- 
lichen Berichterstattung und der Anzeige von 
Gesetzwidrigkeiten, verpflichtet, über Ein- 
richtungs- und Geschäftsverhältnisse sowie 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die durch 
ihre Tätigkeit im Rahmen dieses Gesetzes zu 
ihrer Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit 
zu bewahren; sie dürfen Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnisse nicht verwerten. Soweit sie 
nicht Beamte sind, sind sie auf gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der 
Verordnung gegen Bestechung und Geheim- 
nisverrat nichtbeamteter Personen in der Fas- 
sung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 
351) zu verpflichten. 


§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen 
den Vorschriften dieses Gesetzes vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. ohne Genehmigung eine Mühle errichtet, 
den Betrieb einer Mühle aufnimmt, wie- 
deraufnimmt, verlegt oder ihre Tageslei- 
stung erweitert, 


2. Meldungen nach § 8 Abs. 1 und 2 nicht, 
nicht rechtzeitig, unrichtig oder unvoll- 
ständig erstattet, 

3. die Durchführung von Prüfungen nach § 8 
Abs. 3 hindert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu 2 000 Deutsche Mark geahn- 
det werden. 


§ 13 

Geltungsbereich 


(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft und mit Ausnahme der 
§§ 7, 10, 11 und 13 am 31. Dezember 1960 
außer Kraft. 
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